
Unterstützen Sie mit  

Ihrer Spende Betroffene  

bei  der Begleichung der  

anfallenden Prozesskosten

SPENDENAUFRUF
Berufstätige Geflüchtete wehren sich vor Gericht: 

Nein zu einer Miete von 450 Euro für 6 qm!



225 bis 450 Euro Miete für 6 qm im 
Mehrbettzimmer mit Gemeinschafts-
küchen und geteilten Sanitäran- 
lagen auf dem Gang – das ist die Le-
bensrealität für viele berufstätige 
Geflüchtete in Gemeinschaftsunter-
künften des Landkreises Oberhavel. 
Einige von ihnen wehren sich jetzt 
gerichtlich dagegen, dass sie Ge- 
bühren in der Höhe von 35–75 Euro 
pro Quadratmeter für ein Bett in 

kleinen, spärlich ausgestatteten 
Mehrbettzimmern ohne Privatsphäre 
zahlen sollen. Ein Auszug bleibt  
den Betroffenen aufgrund von man-
gelndem Wohnraum sowie struktu-
rellen und rechtlichen Schranken 
meist verwehrt. Viele sind sogar per 
Auflage zur Wohnsitznahme in  
den überteuerten Gemeinschafts- 
unterkünften verpflichtet.

AUSZUG  

UNMÖGLICH!



Selbst in den großen Ballungsräumen 
Deutschlands würden solche Miet-
preise als sittenwidriger Mietwucher 
geahndet. Bereits in 2019 wandten 
sich Geflüchtete im LK Oberhavel an 
die Öffentlichkeit und forderten  
die Absenkung der unverhältnismäßig 
hohen Gebühren. Ihre Forderung 
nach bezahlbarem Wohnraum statt 
der Unterbringung in vollständig 
überteuerten Sammelunterkünften 
wurde auch von zahlreichen  
Unterzeichnenden einer Petition  
unterstützt.

Trotz der offensichtlichen Unrecht-
mäßigkeit hat sich im Landkreis 
nichts bewegt, die berufstätigen 
Asylsuchenden müssen weiter  
zahlen. Über die in 2019 eingereich- 
ten Normenkontrollklagen zur  
juristischen Überprüfung der  
Gebührenordnung beim Oberver- 
waltungsgericht (OVG) Berlin- 
Brandenburg wurde weiterhin  
nicht entschieden.

BEZAHLBAR WOHNEN –
STATT UNBEZAHLBAR  

UNTERGEBRACHT 



Jedoch hat das OVG jetzt – ganze 
zwei Jahre später – die Prozess- 
kostenhilfeanträge der betroffenen 
Antragsteller:innen abgelehnt.  
Damit entsteht für sie ein hohes  
Kostenrisiko. Um die Kläger nicht  
mit dem Risiko allein zu lassen,  
sammeln wir nun Spenden. Die  
Fortführung der Verfahren ist nach 
Einschätzung des Flüchtlingsrates 
und der in den Verfahren tätigen 
Rechtsanwält:innen durchaus sinn-
voll, da sich das OVG bis heute  
weder sachgerecht noch angemes-
sen mit der vorgetragenen Argumen-

tation befasst hat. Erst im April die-
sen Jahres hat der bayerische 
Verwaltungsgerichtshof in einem 
vergleichbaren Verfahren eine  
entsprechende Gebührenverordnung 
für rechtswidrig erklärt. Die Be- 
rechnungsgrundlage für die Höhe 
der Gebühren seien nicht nach  
den Prinzipien der Kostendeckung 
und Verhältnismäßigkeit erfolgt.  
Dies trifft ebenfalls auf den Landkreis 
Oberhavel zu – auch hier ist die  
Berechnungsgrundlage für die Ge-
bührensatzung in ihrer Höhe nicht 
nachvollziehbar.

WIR SAMMELN  

SPENDEN FÜR 

 ANFALLENDE

PROZESSKOSTEN



• Lasst es uns gemeinsam ermöglichen,  
dass auch in Brandenburg die Gebühren- 
verordnung gerichtlich überprüft und  
für rechtswidrig erklärt wird. 

• Lasst uns das Kostenrisiko für die Fort- 
führung der Klagen auf viele Schultern  
verteilen. 

• Lasst unsere gemeinsame Forderung  
 „Bezahlbar wohnen – statt unbezahlbar  
untergebracht“ durch die Solidarität  
der Vielen Wirklichkeit werden.

PayPal:  
spenden@fluechtlingsrat-brandenburg.de

Bankverbindung: 
Förderverein des Brandenburgischen  
Flüchtlingsrats e. V. 
IBAN: DE87 4306 0967 1137 9079 01
BIC: GENODEM1GLS
Verwendungszweck: Einzelfallhilfe/ 
Prozesskosten

Unterstützen Sie mit Ihrer Spende  
Betroffene bei der Begleichung der  
anfallenden Prozesskosten.

Sollten mehr Spenden eingehen als benötigt, 
werden wir die Gelder satzungsgemäß im  
Rahmen der Einzelfallhilfe verwenden.

Auf Wunsch wird selbstverständlich eine  
Spendenbescheinigung ausgestellt.

JEDE SPENDE HILFT! 
 AUCH KLEINE BETRÄGE  

SIND WILLKOMMEN!


